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Wohnungseigentum: Anspruch auf 
Änderung der Gemeinschaftsordnung 

bei „Anfangsfehler“?

In einer Wohnungseigen-
tümergemeinschaft gibt es 
in aller Regel eine Gemein-
schaftsordnung, die ähnlich 
einer Satzung, die Grundlage 
für das Zusammenleben der 
Wohnungseigentümer bildet. 
Diese Spielregeln der Innen-
beziehungen der Wohnungsei-
gentümer kann durch Verein-
barung geregelt und ggf. unter 
bestimmten Voraussetzungen 
auch wieder geändert werden 
(§ 10 WEG).
Die vertragliche (sachenrecht-
liche) Regelung der Zuord-

nung, welche Gebäudeteilte 
Sondereigentum, Gemein-
schaftseigentum, Wohneigen-
tum bzw. Teileigentum sind, 
kann hingegen nicht durch 
Vereinbarung geregelt wer-
den. Was ist nun aber möglich, 
wenn Teile des Gebäudes über 
ein Sondernutzungsrecht ei-
nem Eigentümer zur alleinigen 
Nutzung zugewiesen sind, und 
dieser Eigentümer den Inhalt 
der Nutzungsmöglichkeiten 
ändern möchte?
Mit dieser Fragestellung hat 
sich der Bundesgerichtshof 

(BGH) in einer Entscheidung 
vom 22. März 2019 (V ZR 
298/16) befasst. In der Woh-
nungseigentümergemein-
schaft war der Kläger Eigen-
tümer eines Teileigentums 
„G30“ an einer Garage. Teil-
eigentum besteht – anders 
als Wohnungseigentum – an 
Räumen, die nicht zu Wohn-
zwecken gedacht sind. In 
der Gemeinschaftsordnung 
aus dem Jahr 1984 war fest-
gelegt, dass dem Eigentümer 
von „G30“ die ausschließli-
che und unentgeltliche Nut-
zung von 18 Abstellräumen, 
Wasch- und Trockenräumen 
zusteht.  Tatsächlich handel-
te es sich bei den Räumen 
aber nicht um Abstellräume, 
Wasch- oder Trockenräume, 
sondern um Appartments, die 
zu Wohnzwecken vermietet 
wurden. Und zwar von Anfang 
an, noch vor der Errichtung 
der Teilungserklärung und vor 
der Vereinbarung der Gemein-
schaftsordnung. Das Problem 
war damals offenbar, dass die 
Nutzung als Wohnraum bau-
rechtlich nicht zulässig war. 
Deshalb wählte man wohl die 
offizielle Bezeichnung als Ab-
stellraum, Wasch- bzw. Tro-
ckenraum.

Diese offizielle Bezeichnung 
beschreibt nun allerdings 
formal als Zweckbestimmung 
das, was als Nutzung zulässig 
ist. Die Nutzung als Wohnung 
ist es nicht. Deshalb wurde 
der Eigentümer/Kläger auch 
von den anderen Eigentü-
mern erfolgreich verklagt, es 
zu unterlassen, die Räume als 

Wohnungen zu vermieten. 
Weil ihm nun aber auch der 
größte Miteigentumsanteil 
zugewiesen war und er damit 
den Löwenanteil der Kosten 
zu tragen hat, empfand er es 
als ziemliche Einschränkung, 
diese 18 Appartments nicht 
zu Wohnzwecken vermieten 
zu dürfen, bloß weil das in der 
damaligen Gemeinschaftsord-
nung quasi als Trick so ange-
geben wurde. Hintergrund: 
Mittlerweile ist die Nutzung 
als Wohnraum nach Ansicht 
des Klägers bauordnungs-
rechtlich genehmigungsfähig. 
Er klagt deshalb darauf, dass 
die Gemeinschaftsordnung 
entsprechend berichtigt wird. 
Dieser Anspruch kann sich 
aus § 10 Abs. 2 Satz 3 WEG 
ergeben: „Jeder Wohnungs-
eigentümer kann eine vom 
Gesetz abweichende Verein-
barung oder die Anpassung 
einer Vereinbarung verlan-
gen, soweit ein Festhalten an 
der geltenden Regelung aus 
schwerwiegenden Gründen 
unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles, 
insbesondere der Rechte und 
Interessen der anderen Woh-
nungseigentümer, unbillig er-
scheint.“

Der Kläger möchte erreichen, 
dass die Zweckbestimmung 
für die ihm über das Sonder-
nutzungsrecht zugewiesenen 
Räume dergestalt geändert 
wird, dass in diesen Räumen 
gewohnt werden darf. Es 
bleibt (sachenrechtlich) da-
bei, dass es sich um Gemein-
schaftseigentum handelt. Er 
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möchte nicht, dass ihm die 
Räume als Sondereigentum 
zugewiesen werden, sondern 

er möchte sie im Rahmen 
seines Sondernutzungsrech-
tes zu Wohnzwecken nutzen 

bzw. vermieten dürfen, was er 
bislang wegen der Zweckbe-
stimmung nicht darf, weil es 
sich formal „nur“ um Abstell-
räume, Wasch- bzw. Trocken-
räume handelt.

Die Frage ist nun, ob er diesen 
Anspruch hat. Er hat ihn nach 
§ 10 Abs. 2 Satz 3 WEG, wenn 
ein Festhalten an der bishe-
rigen Regelung aus schwer-
wiegenden Gründen unter 
Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalls unbillig 
erscheint. Der BGH hat in dem 
Urteil vom 22. März 2019 klar-
gestellt, dass der Anspruch auf 
Änderung auch dann bestehen 
kann, wenn die Regelung der 
Gemeinschaftsordnung von 
Anfang an verfehlt war, also 
ein sogenannter Geburtsfehler 
vorgelegen hat. Der Gesetzge-
ber wollte mit der Neufassung 
von § 10 Abs. 2 Satz 3 WEG ge-
rade erreichen, dass solche – 
auch bewussten – Anfangsfeh-
ler leichter behoben werden 
können. Der Änderungsan-
spruch besteht grundsätzlich 
auch dann, wenn die gewählte 
Zweckbestimmung – also die 
Beschreibung als Abstellraum, 

eine nach öffentlich-rechtli-
chem Baurecht unzulässige 
(Wohn)nutzung verschleiern 
sollte, diese aber jetzt geneh-
migungsfähig geworden ist.
Sind die Räume jetzt baurecht-
lich für die vorgesehene Nut-
zung geeignet und sprechen 
objektive Umstände dafür, 
dass dem Eigentümer diese 
Nutzung eröffnet werden soll-
te, können schwerwiegende 
Gründe im Sinne des § 10 Abs. 
2 Satz 3 WEG vorliegen. So war 
es nach Auffassung des BGH 
hier, vor allem deshalb, weil 
die Räume schon bei der Auf-
teilung vorhanden waren. Ach-
tung: Nicht geschützt wären 
spätere, eigenmächtige bau-
liche Veränderungen!

Diese Darstellung der Recht-
sprechung ersetzt wie immer 
die Prüfung und Beratung im 
konkreten Einzelfall nicht. 

Von Stefanie Bressel, Rechtsanwältin 
seit 1999, Fachanwältin für Mietrecht 
und Wohnungseigentumsrecht seit 
2005. „FOCUS“ Empfehlung seit 
2013 durchgehend für Mietrecht und 
Wohnungseigentumsrecht.
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